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Wahlwerbungsbericht
Osterreichische Volkspartei (OVP)
Wahl zum Nationalrat 2024

Wahl zum Nationalrat 2024

Stichtag 9.Juli 2024
Wahltag 29. September 2024
Wahlwerbungsaufwendungen
gesetzliche Obergrenze (valorisiert 2024) 8.662.515,00 EUR
Osterreichische Volkspartei (OVP) 7.892.917,76 EUR

Quellen: Parteiengesetz 2012; Statistik Austria; OVP

Prafungsverfahren

(1) Die Partei ,Osterreichische Volkspartei” (in der Folge: Partei) hatte gemiR
§ 4 Abs. 2 Parteiengesetz 2012 (PartG)' innerhalb von sechs Monaten nach dem
Wahltag zur Wahl zum Nationalrat 2024 (in der Folge: Nationalratswahl 2024)
einen Wahlwerbungsbericht Uber die Wahlwerbungsaufwendungen zu erstellen
und dem RH zu Ubermitteln. Die Partei Ubermittelte dem RH am 28. Méarz 2025 den
Wahlwerbungsbericht fir die Nationalratswahl 2024 zusammen mit dem Prifungs-
bericht der Wirtschaftspriufer (einschlieBlich des darin enthaltenen Prifungsver-
merks vom 26. Marz 2025).

(2) Der RH veroffentlichte den Wahlwerbungsbericht der Partei gemalR gesetzlicher
Vorgabe unverzlglich mit dem Hinweis auf die anhangige Prufung auf seiner
Website. Laut den Angaben im Wahlwerbungsbericht betrugen die Wahlwerbungs-
aufwendungen der Partei 7.892.917,76 EUR.

(3) Aufgrund konkreter Anhaltspunkte fur allfallige Unrichtigkeiten und Unvoll-
stdndigkeiten im Wahlwerbungsbericht forderte der RH die Partei gemall § 10
Abs. 4 PartG am 28. Mai 2025 zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von vier
Wochen ab Zustellung auf. Die Stellungnahme der Partei langte im RH fristgerecht
am 25. Juni 2025 ein.

BGBI. 1 56/2012 i.d.F. BGBI. | 125/2022



Ergebnis der Prifung durch den Rechnungshof
Klarung von Sachverhalten im Wahlwerbungsbericht

Nach den Prifungsfeststellungen des RH bestanden im am 28. Méarz 2025 Gbermit-
telten Wahlwerbungsbericht der Partei konkrete Anhaltspunkte fur allféllige Unrich-
tigkeiten und Unvollsténdigkeiten. Die Partei nahm am 25. Juni 2025 dazu Stellung:

(1) Ausweis der Aufwendungen fiir Inserate und Werbeeinschaltungen
in Printmedien und im Internet

(a) Feststellungen des RH

Der RH hatte auf Grundlage von § 11a Abs. 1 PartG Sachverstdndige aus dem Bereich
der Transparenz- und Kampagnenforschung und aus dem Gebiet des Medienwesens
bestellt, die die Plausibilitdt der Einhaltung der Beschriankung der Wahlwerbungs-
ausgaben zu beurteilen hatten.

Der Wahlwerbungsbericht der Partei bezifferte die Aufwendungen fir Inserate und
Werbeeinschaltungen in Printmedien mit 675.157,34 EUR, die Aufwendungen fir
Inserate und Werbeeinschaltungen im Internet mit 150.490,17 EUR.

Vor dem Hintergrund der Angaben in den Gutachten aus dem Bereich der Transpa-
renz- und Kampagnenforschung und aus dem Gebiet des Medienwesens konnten
nach Ansicht des RH die Aufwendungen im Wahlwerbungsbericht unvollstandig
sein. In den Gutachten waren etwaige Rabatte nicht bericksichtigt.

(b) Stellungnahme der Partei

Die Partei wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass fir die Buchung und Aus-
gestaltung der Inserate und Werbeeinschaltungen in Printmedien eine Agentur
beauftragt worden sei, wodurch erhebliche Rabatte bei den Schaltungen erzielt
worden seien.

Zudem seien — in Rlcksprache mit den Wirtschaftsprifern — Aufwendungen fir
Inserate und Werbeeinschaltungen im Internet in der Hohe von 265.892,96 EUR
unter ,Agenturkosten”im Wahlwerbungsbericht (1.331.495,83 EUR) erfasst worden.
Bei anderer Zuordnung wiirde die Gesamtsumme unter der Position , Aufwendun-
gen fur Inserate und Werbeeinschaltungen im Internet” den plausibilisierten Be-
tragen der Sachverstandigengutachten entsprechen.

Die Partei konnte die konkreten Anhaltspunkte mit ihrer Stellungnahme und den
vorgelegten Unterlagen und Aufstellungen ausrdumen.



(2) Vergleich mit den Wahlwerbungsaufwendungen fiir die Wahl zum
Europdischen Parlament 2024 und fir die Wiener Gemeinderats- und
Bezirksvertretungswahlen 2025

(a) Feststellungen des RH

Der RH forderte die Partei aufgrund konkreter Anhaltspunkte fir allfallige Unrichtig-
keiten des Wahlwerbungsberichts zur Stellungnahme auf; die konkreten Anhalts-
punkte ergaben sich aus dem Vergleich mit den Wahlwerbungsaufwendungen fir
die Wahl zum Europadischen Parlament 2024 und fiir die Wiener Gemeinderats- und
Bezirksvertretungswahlen 2025. Sie betrafen die Positionen zu den Aufwendungen
far Inserate und Werbeeinschaltungen im Internet sowie fir Agenturen und Call-
Center einschlieBlich wahlspezifischer Meinungsforschung.

(b) Stellungnahme der Partei
Die Partei konnte die konkreten Anhaltspunkte mit ihrer Stellungnahme ausraumen.

(3) Beriicksichtigung von Aufwendungen eines moglichen Personenkomitees
im Sinne des PartG im Wahlwerbungsbericht

(a) Feststellungen des RH

Der RH forderte die Partei zum Komitee ,Wir. Die Mitte.” um die Person Karl Neham-
mer zur Stellungnahme auf, weil nicht klar war, ob dieses Komitee ein Personen-
komitee im Sinne des PartG war bzw. ob Aufwendungen des Personenkomitees im
Wahlwerbungsbericht Berlcksichtigung fanden. Ein Personenkomitee ist ein von
der politischen Partei verschiedener Zusammenschluss natirlicher oder juristischer
Personen, mit dem Ziel, eine Partei oder eine Wahlwerberin bzw. einen Wahlwerber,
jeweils zwischen dem Stichtag einer Wahl und dem Wahltag, ohne deren Wider-
spruch materiell zu unterstiitzen (§ 2 Z 3a PartG).

Zudem hinterfragte der RH die unentgeltliche Unterstiitzung des damaligen OVP-
Spitzenkandidaten durch einen Kommunikationsberater.

(b) Stellungnahme der Partei

Die Partei fUhrte in ihrer Stellungnahme aus, dass das Komitee ,Wir. Die Mitte.” kein
Personenkomitee im Sinne des § 2 Z 3a PartG gewesen sei; die Aktivitaten des Komi-
tees seien in den Wahlwerbungsaufwendungen enthalten, weil es sich um laufende
Wahlkampftatigkeiten beauftragter Agenturen bzw. von Parteiangestellten gehan-
delt habe.



Die Partei konnte die konkreten Anhaltspunkte mit ihrer Stellungnahme und den
vorgelegten Unterlagen ausraumen.

(4) Aufwendungen im Zusammenhang mit der
Wabhlveranstaltung ,,Familienfest” in Vorarlberg

(a) Feststellungen des RH

Am 14. September 2024 fand eine Wahlveranstaltung der Partei unter dem Namen
,Familienfest” in Laterns, Vorarlberg, statt. Im Rahmen der Veranstaltung gab es ein
umfassendes Programmangebot; darlber hinaus bot die Arbeiterkammer Vorarl-
berg Beratungsleistungen zum Thema Karenz und Wiedereinstieg an. Da flir den RH
nicht ersichtlich war, ob und in welchem Umfang Aufwendungen fir die Wahlver-
anstaltung im Wahlwerbungsbericht berlcksichtigt worden waren und ob die Partei
Aufwendungen fir die Bereitstellung von Beratungsleistungen der Arbeiterkammer
Vorarlberg bei der Wahlveranstaltung hatte, ersuchte der RH die Partei um Stellung-
nahme.

(b) Stellungnahme der Partei
Laut Stellungnahme der Partei seien die Kosten der gesamten Veranstaltung ein-
schlielRlich der Werbemittel und der Bewerbung der Veranstaltung von einer Kandi-

datin bzw. der Partei getragen worden.

Die Partei konnte die konkreten Anhaltspunkte mit ihrer Stellungnahme und den
vorgelegten Unterlagen ausraumen.



Veroffentlichung durch den RH

Der am 28. Méarz 2025 eingelangte und auf der Website des RH veroffentlichte Wahl-
werbungsbericht fir die Nationalratswahl 2024 der Partei entsprach — nach Mal-
gabe der dem RH zukommenden Befugnisse — formal den in § 4 PartG geregelten
Anforderungen; einen Korrekturbedarf (etwa in Form einer neuen Version) gab es
nicht. Der RH verdffentlichte das Ergebnis der Prifung auf seiner Website.

Das gegenstandliche Ergebnis der Prifung gilt vorbehaltlich der Prifungsfeststellun-

gen aus der Kontrolle des Rechenschaftsberichts 2024, der dem RH bis 30. Septem-
ber 2025 zu Gbermitteln ist.

Rechnungshof
Osterreich

Wien, im September 2025
Die Prasidentin:

Dr. Margit Kraker



Erldauterungen zum Prifungsverfahren

nach dem Parteiengesetz 2012

Sonderaufgabe
des Rechnungshofes
nach dem Parteiengesetz 2012

Das Parteiengesetz 2012 normiert fir
jede politische Partei, die aufgrund einer
Wahl zum Nationalrat oder zum Europa-
ischen Parlament Anspruch auf Forde-
rungen nach dem Parteien-Forderungs-
gesetz 2012 hat, innerhalb von sechs
Monaten nach dem Wahltag einen
Wahlwerbungsbericht Uber die Wahl-
werbungsaufwendungen zu erstellen
und dem Rechnungshof zu Gbermitteln.
Der Rechnungshof hat diese Wahlwer-
bungsberichte zu kontrollieren.

Prifungsmalistabe

Der Rechnungshof hat gemaRk § 10
Abs. 2 Parteiengesetz 2012 die Voll-
standigkeit und ziffernméaRige Richtig-
keit des Wahlwerbungsberichts und
dessen Ubereinstimmung mit dem Par-
teiengesetz 2012 zu prifen.

Prifungsverfahren

(1) Einleitung der Prifung

Der Rechnungshof hat die Wahlwer-
bungsberichte ohne vorherige Kontrolle
mit dem Hinweis auf eine noch anhan-
gige PrUfung unverziglich auf seiner
Website zu veroffentlichen. Diese Wahl-
werbungsberichte wurden zuvor von
einer Wirtschaftspriferin bzw. einem
Wirtschaftspriifer geprift. Danach folgt
die Kontrolle durch den Rechnungshof.
Diese Kontrolle beinhaltet die Uberpri-
fung der Wahlwerbungsaufwendungen.

(2) Prifung ohne
Stellungnahmeverfahren

Wenn der Rechnungshof feststellt, dass
der Wahlwerbungsbericht den Anfor-
derungen des § 4 Parteiengesetz 2012
entspricht, wird der Hinweis auf die
Prifung von der Website entfernt und
das Ergebnis der Priifung veroffentlicht.

(3) Priifung mit
Stellungnahmeverfahren

Sofern dem Rechnungshof konkrete
Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass im
Wahlwerbungsbericht  enthaltene
Angaben unrichtig oder unvollstéandig
sind, hat der Rechnungshof der Partei
gemal § 10 Abs. 4 Parteiengesetz 2012
die Moglichkeit zur Stellungnahme
innerhalb angemessener Frist einzurau-
men. Zur Klarung der konkreten
Anhaltspunkte kann der Rechnungshof
schriftlich alle ihm erforderlich erschei-
nenden Ausklnfte und die Einsendung
von Rechnungsblchern, -belegen und
sonstigen Behelfen verlangen.

Kénnen Widerspriche nicht aufgel6st
werden und bleibt der Rechnungshof
bei seiner Ansicht, dass VerstdRe gegen
das Parteiengesetz 2012 vorliegen,
erstattet der Rechnungshof — allenfalls
nach einer Prifung an Ort und Stelle —
eine Mitteilung an den Unabhangigen
Parteien-Transparenz-Senat, der gege-
benenfalls eine GeldbulRe Gber die poli-
tische Partei zu verhangen hat.



Am Schluss des Verfahrens wird der
korrigierte/erganzte Wahlwerbungsbe-
richt gemeinsam mit dem Ergebnis der
Prifung sowie allenfalls der Mitteilung
an den Unabhéangigen Parteien-Trans-
parenz-Senat veroffentlicht.

Der Ablauf der Prifung kann sich
—abhdngig vom fortgesetzten Vorlie-
gen konkreter Anhaltspunkte — nach
folgenden drei Varianten gestalten:

PRUFUNG MIT STELLUNGNAHMEVERFAHREN

©) ®

OHNE EINSCHAU MIT EINSCHAU
an Ort und Stelle an Ort und Stelle

\4
Aufforderung des RH zur Stellungnahme

v v ’

STELLUNGNAHME DER PARTEI

' '

Anhaltspunkte Mitteilung an die Partei Mitteilung an die Partei
wurden Uber nicht ausgeraumte Uber nicht ausgeraumte
in Stellungnahme Anhaltspunkte Anhaltspunkte
ausgeraumt samt Prifungsankiindigung

'

PRUFUNG AN ORT UND STELLE

\

Ergebnis der Prifung
zur Stellungnahme
an die Partei

v !

ALLFALLIGE STELLUNGNAHME

ALLFALLIGE STELLUNGNAHME

DER PARTEI

DER PARTEI

\

VEROFFENTLICHUNG VEROFFENTLICHUNG
P Ergebnis der Priifung » Ergebnis der Priifung
» Mitteilung an den UPTS zu den
» revidierter nicht ausgerdumten Anhaltspunkten
Wahlwerbungsbericht » revidierter Wahlwerbungsbericht






	3
	2
	1
	Prüfungsverfahren
	Ergebnis der Prüfung durch den Rechnungshof
	Klärung von Sachverhalten im Wahlwerbungsbericht
	Veröffentlichung durch den RH

	Erläuterungen zum Prüfungsverfahrennach dem Parteiengesetz 2012

